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ERSTER TEIL 

Einführung und Problemübersicht 

Erstes Kapitel 

Veränderungen des religiösen Lebens in Deutschland 

In den vergangenen drei Jahrzehnten hat sich das religiöse Leben in Deutschland 
verändert. Nach der im Jahre 1961 durchgeführten Volkszählung gehörten damals 
94,6 % der in der Bundesrepublik lebenden Menschen einer der beiden christlichen 
Großkirchen an'. Gestützt auf diese Daten konnten Martin Heckel und Alexander 
Hollerbach bei der Frankfurter Staatsrechtslehrertagung auch im Jahre 1967 in ih-
ren Beiträgen zum Thema "Die Kirchen unter dem Grundgesetz" noch davon aus-
gehen, daß rund 95 % der Bevölkerung den großen Kirchen angehörten2• Konrad 
Hesse hatte dennoch bereits 1965 festgestellt, "daß christlicher Glaube und kirch-
liches Leben im Zeichen des gesellschaftlichen Wandels der Gegenwart an bestim-
mender Kraft für das individuelle und soziale Leben eingebüßt haben,,3. Schon da-
mals sah er mit Karl Rahner in Deutschland ein "Heidenland mit christlicher Ver-
gangenheit und christlichen Restbeständen", ein Missionsland4• Man mag darüber 
streiten, ob diese Einschätzung die damalige Lage der Kirchen und die gesell-
schaftliche Bedeutung des Christentums zutreffend erfaßtes. Heute mehren sich je-
denfalls die Anzeichen dafür, daß das von Hesse beschriebene Szenario Wirklich-
keit wird. Am 31. 12. 1992 betrug der Anteil derjenigen, die in den alten Bundes-
ländern (ohne Berlin) einer der beiden großen Kirchen angehörten, 81 %6. Die Be-
deutung der Kirchen für den Alltag der Menschen und ihrer Überzeugungen, 

I Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1967, S. 42. 
2 M. HeckeI, VVDStRL 26 (1968), S. 5, 37; Hollerbach, VVDStRL 26 (1968), S. 57, 65; 

vgl. auch BVerfGE 19, 1, 10; näher zur Situation Anfang der sechziger Jahre: Menges, in 
Menges 1 Greinacher, Die Zugehörigkeit zur Kirche, 1964, S. 23 ff. 

3 Hesse, ZevKR 11 (1964/65), S. 337, 344. 

4 Hesse, ZevKR 11 (1964/65), S. 337, 345; nach Rahner, Das freie Wort in der Kirche. 
Die Chancen des Christentums, S. 41 f. 

5 Zur Einstellung der Menschen zu Kirche und Christentum in den sechziger Jahren vgl. 
Harenberg, Was glauben die Deutschen? Die Emnid-Umfrage, 1968. 

6 Statistischer Bericht "Kirchenzugehörigkeit in Deutschland - Was hat sich verändert? 
Evangelische und katholische Kirche im Vergleich". Statistische Beilage Nr. 89 zum Amts-
blatt der EKD, Heft 10 v. 15. 10. 1994, S. 2f. 

1 Muckel 
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neudeutsch: die Akzeptanz der Kirchen in der Gesellschaftsordnung geht unver-
kennbar zurück. Die Säkularisierung 7 ist in allen Lebensbereichen weit fortge-
schritten, die christliche Botschaft hat an Relevanz verloren; die Kirchenbindung 
lockert sich und weicht bisweilen offener Feindschaft gegenüber Christentum und 
Kirche8. Dieser Prozeß hat durch die Vereinigung der beiden deutschen Staaten im 
Jahre 1990 deutlich an Schubkraft gewonnen. Eine 1991 durchgeführte Bevölke-
rungsumfrage hat ergeben, daß in den neuen Bundesländern der Anteil der Konfes-
sionslosen 64,6 % betrug; 5,6 % der Menschen sind katholisch, 27 % der befragten 
Personen bezeichneten sich als Protestanten9 . Für ganz Deutschland bedeutet dies, 
daß (nach dem Stand von 1994) nur noch etwa 70 % der in diesem Land lebenden 
Menschen einer der beiden Großkirchen angehören10• 

Kennzeichnend für das religiöse Leben in Deutschland sind darüber hinaus seit 
einigen Jahren die nach Hunderten zählenden 11 neuartigen (pseudo-)religiösen 
bzw. weltanschaulichen Gemeinschaften, die häufig unter dem Begriff der "Sek-

7 Zum Begriff der Säkularisierung und seinen verschiedenen Bedeutungsvarianten M. 
Heckei, ZRG Kan. Abt. 98 (1980), S. 1 ff.; ders., in: Marre/ Schümmelfeder / Kämper (Hrsg.), 
Essener Gespräche zum Thema Staat und Kirche (30), S. 82, 87 ff. 

8 So die Einschätzung von Bischof Walter Kaspar in seiner Predigt beim Abschlußgottes-
dienst der Herbstvollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz in Fulda am 24. 9. 1992, 
abgedruckt in Pfarramtsblatt 1992, S. 344. 

9 Umfrage der ALLBUS-Reihe (allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaf-
ten), vgl. dazu den Bericht in HK 1992, 453 f. 

10 Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1994, S. 51, 104f.; vgl. die 
Analyse von Listl, in: Marre/Schümmelfeder (Hrsg.), Essener Gespräche zum Thema Staat 
und Kirche (29), S. 160, 165. Zur Zahl der Christen in Deutschland vgl. auch den statisti-
schen Bericht "Kirchenzugehörigkeit in Deutschland - Was hat sich verändert? Evangelische 
und katholische Kirche im Vergleich". Statistische Beilage Nr. 89 zum Amtsblatt der EKD, 
Heft 10 v. 15. 10. 1994, vgl. dazu auch HK 1994, S. 49f. Bei einer Umfrage des Instituts für 
Demoskopie in Allensbach im Frühjahr 1996 bezeichneten sich allerdings nur 47 % der Be-
fragten (West: 53 %, Ost: 22 %) als religiös; nicht für religiös hielten sich 33 % (West: 29 %, 
Ost: 50 %); als überzeugte Atheisten verstanden sich 8 % (West: 5 %; Ost: 20 %). Quelle: AI-
lensbacher Archiv, lID-Umfrage 6025, Februar/März 1996. 

11 Vgl. etwa Senatsverwaltung für Jugend und Farnilie (Hrsg.), Informationen über neue 
religiöse und weltanschauliche Bewegungen und sogenannte Psychogruppen, Berlin, 1994; 
Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz (AJS) Landesstelle Nordrhein-Westfalen e.V. 
(Hrsg.), AJS-Forum, Sonderausgabe (1993): Sogenannte neuere Glaubensgemeinschaften un-
ter besonderer Berücksichtigung der Scientology Kirche. Bericht des Ministeriums für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen, S. 3 ff.; Antwort der Bundes-
regierung auf eine Kleine Anfrage mehrere Abgeordneter betr. ,,Maßnahmen der Bundesre-
gierung auf dem Gebiet der Aufklärung über sog. Jugendsekten und Psychogruppen ein-
schließlich der mit ihnen rechtlich, wirtschaftlich oder in ihrer religiösen oder 
weltanschaulichen Zielsetzung verbundenen Organisationen", BT-Drucks. 13 /4132, S. 2; 
Rainer Scholz, Probleme mit Jugendsekten, S. 1; insbesondere zur "Church of Scientology" 
vgl. auch den 1. Bericht der Interministeriellen Arbeitsgruppe für Fragen sog. Jugendsekten 
und Psychogruppen, in: Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 11 /4643; Gasper / 
Müller/Valentin (Hrsg.), Lexikon der Sekten, Sondergruppen und Weltanschauungen, 4. 
Aufl. 1995/ 1996; Reller / Kießig /Tschoemer (Hrsg.), Handbuch Religiöse Gemeinschaften, 
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ten" bzw. der ,,Jugendsekten" zusammengefaßt werden 12. Die bekanntesten und 
größten unter ihnen sind die "Church of Scientology", die "Transzendentale Medi-
tation" (TM), die "Vereinigungskirche" des San Myung Mun, die Hare-Krishna-
Bewegung (ISKCON /Hare Krishna) und die in Osho-Rajneesh-Bewegung umbe-
nannte Bhagwan-Gruppe13. Sie haben seit den frühen siebziger Jahren in Deutsch-
land zunehmend an Einfluß gewonnen und breiten sich weiter aus l4 . Auch der Um-
stand, daß der Islam nach dem Christentum die Religion mit den meisten Anhän-
gern ist, kennzeichnet die Veränderungen des religiösen Lebens in Deutschland seit 
Beginn der fünfziger Jahre, als der Islam praktisch keine Rolle spielte l5 . Es ist da-
von auszugehen, daß die neuen religiösen Phänomene in der Bundesrepublik nicht 
nur vorübergehende Erscheinungen sindl6. Zwar kann sich ihre Wirkungskraft 
durch den Säkularisationsdruck der Industriegesellschaft vermindern. Doch wer-

4. Auf!. 1993; aus dem älteren Schrifttum Haack, Jugendreligionen. Ursachen, Trends, Reak-
tionen, 1979; Müller-KüpperslSpecht (Hrsg.), "Neue Jugendreligionen", 1979; Schöll 
(Hrsg.), Handbuch Jugendreligionen. Informationen - Analysen - Alternativen, 1981; Schul-
ze-BerndtIViertelhausIWeidinger, Neue religiöse Bewegungen innerhalb und außerhalb der 
Kirchen, 1986. 

12 Zur - nicht einheitlichen - Tenninologie: Haack, Jugendreligionen. Ursachen, Trends, 
Reaktionen, S. 7 ff.; Abel, Inhalt und Grenzen der Religionsfreiheit in Bezug auf die "neuen 
Jugendreligionen", S. 2 Fn. 2; ders., in Engstfeld u. a., Juristische Probleme im Zusammen-
hang mit den sogenannten neuen Jugendreligionen, S. 34 mit Fn. 1; Schulze-BerndtIViertel-
hauslWeidinger, Neue religiöse Bewegungen, 1986, S. IOff. Die Bezeichnung ,,Jugend-
sekte" erscheint unangemessen, da den betreffenden Gruppen durchaus nicht nur Jugendliche 
angehören, der Sektenbegriff etymologisch in eine andere Richtung weist und mit einer nega-
tiven Tendenz belastet ist (dazu Kriele, F.A.Z. Nr. 79 v. 6. 4. 1994, S. 10; Hemminger, Ev-
Komm 1995, 351, 352f.; Pfeiffer, in: Gewissen und Freiheit Nr. 43, 2. Halbj. 1994, S. 20; 
auch schon Troeltsch, Kirche und Sekte, 1912, in: Maus/FÜfstenberg [Hrsg.], Religionsso-
ziologie, S. 267, 269: "ursprünglich polemisch und apologetisch gemeint"; krit. auch Eiben, 
,,Neue Religiösität in der Bundesrepublik Deutschland, S. 3 m. Fn. 1 f.). Ebenso unpassend 
ist der Begriff der ,,Jugendreligionen", vgl. auch Keltsch, in: Gross (Hrsg.), Psychomarkt, 
Sekten, Destruktive Kulte, S. 141, 143 f., 147. Weil die betreffenden Gruppen aber im Ver-
gleich mit den etablierten Religionsgemeinschaften eine neuartige Erscheinung sind, deren 
Lehre mitunter nur scheinbar religiös oder weltanschaulich fundiert ist (dazu i.e. unten 12. u. 
13. Kap.), soll im folgenden von neuartigen (pseudo-) religiösen oder weltanschaulichen Ge-
meinschaften oder auch nur kurz von neuartigen Gemeinschaften gesprochen werden. Die 
Bundesregierung empfiehlt die Bezeichnung ,,Neuere religiöse 1 weltanschauliche Gruppie-
rungen und sog. Psychogruppen", BT-Drucks. 13/4132, S. 9. 

13 Rainer Scho/z, Probleme mit Jugendsekten, S. 1. Zu "neuen Religionen" vgl. ferner die 
Nachw. in Fn. 11. 

14 Einen Versuch, die Gründe für den Erfolg der neuartigen (pseudo-) religiösen oder welt-
anschaulichen Gemeinschaften aufzuzeigen, unternimmt Eiben, "Neue Religiosität" in der 
Bundesrepublik Deutschland, S. 41 ff. m.w.N. 

15 Damals waren weniger als 0,1 % der Deutschen Muslime, vgl. Statistisches Jahrbuch 
für die Bundesrepublik Deutschland 1965, S. 45; Zahlenangaben zur gegenwärtigen Präsenz 
der Muslime in Deutschland bei Muckel, DÖV 1995, 311 m. Nachw. 

16 V gl. dazu im Hinblick auf den Islam Albrecht, in: Marre 1 Stüting (Hrsg.), Essener Ge-
spräche zum Thema Staat und Kirche (20), S. 82, 89 m.w.N.; ferner Starck, Diskussionsbei-
trag, ebd., S. 189, 190; H. Weber, Diskussionsbeitrag, ebd., S. 191, 193. 
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